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Na also, geht doch: Bundestag beschließt Einführung  

der Frauenquote in der Privatwirtschaft 

Der heutige Beschluss des Bundestages zur Einführung des Gesetzes für die gleichberechtig-

te Teilhabe von Frauen und Männern an Führungspositionen in der Privatwirtschaft ist ein 

entscheidender Schritt auf dem Weg zu mehr Frauen in den Führungsetagen der deutschen 

Wirtschaft. Er ist vor allem dem Willen und Durchhaltevermögen der Frauen zu verdanken – 

nach mühsamen Diskussionen, erbitterten Widerständen und zähen Verhandlungen. Wie 

einschneidend diese Zäsur für unsere Gesellschaft sein wird, hängt in erster Linie von einer 

glaubhaften und engagierten Unterstützung der Unternehmensleitungen ab und davon, ob 

diese einen nachhaltigen Wandel der Unternehmenskultur bewirken.  

Mit der verbindlichen gesetzlichen Frauenquote für Aufsichtsräte, der Verpflichtung zur Fest-

legung von Zielgrößen für Aufsichtsräte, Vorstände und oberste Management-Ebenen und 

der dazugehörigen Pflicht, festgelegte Zielgrößen und Fristen zu veröffentlichen, werden 

langjährige Forderungen des Deutschen Juristinnenbundes e.V. (djb) umgesetzt. Der Gesetz-

geber kommt nun endlich seinem Verfassungsauftrag nach, die tatsächliche Durchsetzung 

der Gleichberechtigung von Frauen und Männern zu fördern und auf die Beseitigung beste-

hender Nachteile hinzuwirken. 

Aber auch die Bundesregierung steht weiterhin in der Verantwortung zum Handeln. Mit den 

ebenfalls heute beschlossenen vielfach kritisierten Novellierungen des Bundesgleichstel-

lungsgesetzes und des Bundesgremienbesetzungsgesetzes gehen Verschlechterungen für 

Frauen im öffentlichen Dienst einher. Unverständlich bleibt, warum die Bundesregierung 

teilweise einen anderen Maßstab an das eigene Handeln anlegt als sie selbst von der Wirt-

schaft einfordert.  

Ramona Pisal, Präsidentin des djb: „Der Beschluss ist ein Durchbruch. Die Gleichberechti-

gung von Frauen in unserer Gesellschaft muss weiterhin aktiv eingefordert werden. Der djb 

tut dies auf vielfältige Weise. Im Rahmen unseres Projektes „Aktionärinnen fordern Gleich-

berechtigung“ aktuell europaweit. Doch es geht uns nicht allein um Frauen in Führungsposi-

tionen. Der notwendige gesellschaftliche Wandel hat noch viele Baustellen – Entgel-

tungleichheit, Altersarmut, Mini-Jobs, zu wenige Frauen in der Kommunalpolitik.“ 


